Deutsdier Bundestag 
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Drucksache VI/1998 


Sachgebiet 210 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über Personalausweise 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 

A. Problem 

Nach § 2 des Gesetzes über Personalausweise werden die Per- 
sonalausweise mit einer Gültigkeitsdauer von fünf Jahren aus- 
gestellt. Die Gültigkeitsdauer kann einmal bis zu fünf Jahren 
verlängert werden, so daß sich eine Gesamtgültigkeitsdauer 
von 1 0 J ahren ergibt. 

Die Erstausstattung der Bevölkerung des Bundesgebietes mit 
Personalausweisen ist im Jahre 1951 erfolgt. Somit würde sich 
im Jahre 1971 zum zweiten Male der Zeitpunkt wiederholen, 
in dem Millionen neuer Personalausweise ausgestellt werden 
müßten. 


B. Lösung 

Eine gebührenfreie Verlängerung der Gültigkeitsdauer der 
Personalausweise um zweimal je fünf Jahre soll zugelassen 
werden. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über Personalausweise 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 362. Sitzung am 19. Februar 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über Personalausweise 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

§ 2 Satz 2 des Gesetzes über Personalausweise 
vom 19. Dezember 1950 (Bundesgesetzhl. S. 807), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Juni 1969 
(Bundesgesetzhl. I S. 645), erhält folgende Fassung: 

„Eine gebührenfreie Verlängerung der Gültigkeits- 
dauer um zweimal je fünf Jahre ist zulässig." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Auf dem Gebiet des Personalaiusweiswesens steht 
dem Bund gemäß Artikel! 75 Nr. 5 des Grundgeset- 
zes das Recht zu, Rahmenvorschriften zu erlassen. 
Er hat hiervon durch Erlaß des Gesetzes über Per- 
sonalausweise vom 19. Dezember 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 807) Gebrauch gemacht, das inzwischen 
nur noch auf Deutsche anwendbar ist. Nach § 1 Ab- 
satz 1 dieses Gesetzes ist jede im Bundesgebiet 
lebende Person, die das 16. Lebensjahr vollendet 
hat und der allgemeinen Meldepflicht unterliegt, 
verpflichtet, einen Personalausweis zu besitzen, 
sofern sie sich nicht durch Vorlage eines gültigen 
Reisepasses ausweisen kann. Nach § 2 a. a. O. wer- 
den Personalausweise mit einer Gültigkeitsdauer 
von tünf Jahren ausgestellt. Die Gültigkeitsdauer 
kann bis zu fünf Jahren verlängert werden, so daß 
sich eine Gesamtgültigkeitsdauer von zehn Jahren 
ergibt. 

Die Erstausstattung der Bevölkerung des Bundes- 
gebietes mit Personalausweisen ist im Jahre 1951 
vorgenommen worden. Somit wiederholt sich im 
Jahre 1971 zum zweiten Male der Zeitpunkt, in dem 
Millionen neuer Personalausweise ausgestellt wer- 
den müssen. 

Die Bundesregierung hat während der 5. Legislatur- 
periode den Entwurf eines neuen Personalausweis- 
gesetzes ein geh rächt (Drucksache V/2438), worin vor- 


gesehen war, die Gesamtgültigkeitsdauer der Per- 
sonalausweise auf 15 Jahre anzuheben. Bei den 
Ausschußberatungen über den Gesetzentwurf ist 
die Frage der Einführung eines „Universalaus- 
weises'' (Zusammenfassung des Personalausweises 
mit Führerschein, Waffen- und Jagdschein, Ver- 
sehrtenausweis u. a.) aufgeworfen worden, die 
wegen der damit verbundenen Schwierigkeiten 
nicht abschließend erörtert werden konnte. Das Ge- 
setz ist somit vom 5. Deutschen Bundestag nicht ver- 
abschiedet worden. Die Frage des Ausweismusters 
wird erneut aufgegriffen werden, wenn der ge- 
nannte Entwurf wieder eingebracht wird. Deshalb 
ist zur Zeit nicht zu übersehen, ob und ggf. in wel- 
cher Weise das Muster des Personalausweises künf- 
tig geändert werden muß. 

Im Hinblick auf diesen Sachverhalt hat die Ständige 
Konferenz der Innenminister der Länder den Bun- 
desminister des Innern am 30. April 1970 ersucht, 
„darauf hinzuwirken, daß (durch eine Änderung 
des Gesetzes über Personalausweise vom 19. De- 
zember 1950 eine weitere Verlängerung der gelten- 
den Personalausweise um fünf Jahre ermöglicht 
wird." Hierdurch wird erreicht, daß die Neuaus- 
steltung von Personalausweisen für den überwie- 
genden Teil der Bevölkerung des Bundesgebietes 
statt im Jahre 1971 erst 1976 vorgenommen wer- 
den muß. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:“ 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates, 
weil es eine Regelung des Verwaltungsverfahrens 
im Sinne von Artikel 84 Abs. 1 GG enthält. Die Zu- 
stimmungsbedürftigkeit des Gesetzes ergibt sich nach 
der vom Bundesrat ständig vertretenen Auffassung 
auch daraus, daß es ein Gesetz, das der Zustimmung 
des Bundesrates bedurfte, förmlich ändert. 


Anlage 3 


Gegenäußerang der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
Begründung 

Nach der von der Bundesregierung in ständiger 
Praxis vertretenen Auffassung folgt die Zustim- 
mungsbedürftigkeit nicht schon daraus, daß durch 
den Entwurf ein Gesetz geändert wird, das der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedurfte. Die Bundes- 
regierung erkennt jedoch an, daß Artikel 1 des Ge- 
setzes eine Regelung des Verwaltungsverfahrens 
i. S. des Artikels 84 Abs. 1 GG enthält. 
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